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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Beweislast bei Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts 
Ratsdok. 5122/97 


A. Problem 

Die Durchsetzbarkeit der auf den Rechtsakten der Gemeinschaft 
beruhenden Vorschriften, in denen der Grundsatz der Gleichbe- 
handlung von Frauen und Männern verankert ist, soll nach den 
Vorstellungen der EU-Komnüssion durch eine Beweislastverlage- 
lung erhöht werden. Zugleich soll mit der Richüinie eine kohä- 
rente und einheithche Auslegung der Rechtsprechung zur Be- 
weislast und zur mittelbaren Diskriminierung ermöglicht werden. 


B. Lösung 

Ausgehend von dem von der Kommission auf Ratsdok. 9405/96 
vorgelegten Richtlinienvorschlag hatte sich die Gruppe „Sozialfra- 
gen" auf einen Kompromiß in der Fassung des Ratsdok. Nr. 7014/ 
97 SOC 61 verständigt. Unter Berücksichtigung der Stellungnah- 
me des Europäischen Parlaments vom 10. April 1997 hat die Kom- 
mission mit Ratsdok. 8060/97 einen geänderten Vorschlag vor- 
gelegt, der u. a. eine geänderte Begriffsbestimmung der mittelba- 
ren Diskrimiiüenmg, eine Beweislastmnkehr, die Aufnahme „posi- 
tiver Maßnahmen", eine Verkürzung der Umsetzungsfrist sowie 
eine Berichtspflicht vorsieht. 

Die erneut auf genommenen Beratungen in der Gruppe „Sozial- 
fragen" zum geänderten Vorschlag der Kommission haben zu der 
in Ratsdok. 8542/97 SOC 127 enthaltenen Fassung geführt, die 
am 12. Juni 1997 vom Rat (Arbeit und Soziales) als gemeinsamer 
Standpunkt verabschiedet werden soU. 
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Der federführende Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hatte am 19. März 1997 eine Beschlußempfehlung zum ur- 
sprünglich gefundenen Kompromiß der Gruppe . Sozialfragen “ 
beschlossen (Drucksache 13/7584). Aufgrund der neueren Ent- 
wicklung hat der Deutsche Bundestag diese am 4. Juni 1997 an 
den Ausschuß zurücküberwiesen. 

Aufforderung an die Bimdesregierung, entsprechend der Be- 
schlußempfehlung zu verfahren. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Anemativen 

Keine 


D. Kosten 

Eine Kostenabschätzung wurde nicht vorgenommen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die ergänzte Begriffsbestim- 
mung der mittelbaren Diskriminierang, die sich stärker an der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes orientiert. Er for- 
dert die Bimdesregierung auf, im Ministerrat am 12. Juni 1997 auf 
der Grundlage der erzielten Beratungsergebnisse einen gemein- 
samen Standpunkt zu verabschieden. 

Bonn, den 4. Juni 1997 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Dr. Edith Niehuis Dr. Marliese Dohherthien Ilse Falk 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Berichterstatterin 


Rita Grießhaber 

Berichterstatterin 

Heidemarie Lüth 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien, Ilse Falk, Rita Grießhaber, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Heidemarie Lüth 


I. 

Die EU-Vorlage - Ratsdok. 5122/97 - (Anlage zu 
Drucksache 13/7584) wurde gemäß § 93 GO-BT mit 
Sammelüberweisung (Drucksache 13/7071 Nr. 3.1) 
dem Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend zur federführenden Beratimg und dem Rechts- 
ausschuß sowie dem Ausschuß für die Angelegenhei- 
ten der Europäischen Union zur Mitberatvmg über- 
wiesen. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 
19. März 1997 mit den Stimmen der Fraktion der 
CDU/CSU gegen die Stimmen der Fraktionen SPD 
imd BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. 
beschlossen, Zustimmung zu der Vorlage zu emp- 
fehlen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 53. Sitzung am 19. März 
1997 beschlossen, auf eine Beratimg der Vorlage zu 
verzichten. 

Der federführende Ausschuß hatte die Vorlage in sei- 
ner 55. Sitzung am 19. März 1997 abschließend bera- 
ten und mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. bei Enthaltung der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
der PDS die in Drucksache 13/7584 enthaltene Be- 
schlußempfehlung beschlossen. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, die Bundesregie- 
rung aufzufordem, den Vorschlag des Rates auf 
Ratsdok. 5122/97 abzulehnen, fand keine Mehrheit. 

Ebenfalls keine Mehrheit im Ausschuß fand nach- 
folgender Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: 

„Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend fordert die Bundesregierung auf, sich bei 
den Beratungen zum Vorschlag für die Richtlinie 
des Rates über die Beweislast bei Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts dafür einzusetzen, daß 
bei der Definition mittelbarer Diskriminierung 
folgendes berücksichtigt wird: 

h Die Regelung in Artikel 2 Abs. 2 der Richtlinie, 
wonach eine mittelbare Diskriminierung dann 
nicht vorliegt, wenn sachliche Gründe sie recht- 
fertigen, muß um das Wort , wesentliche' er- 
gänzt werden. 

2. Die Formulierung an der gleichen Stelle, wo- 
nach von einer Diskriminierung ein , wesentlich 
höherer Anteil der Angehörigen eines Ge- 
schlechts' betroffen sein muß durch die Formu- 
lierung ,mehr Angehörige eines Geschlechts' 
ersetzt werden. 


Begründung 
Zu 1 

Das Kriterium des ,sachlichen' Grundes ist derart 
weit, daß mittelbare Diskriminierung zukünftig im- 
mer gerechtfertigt sein wird und die Richtlinie in 
dieser Form entgegen ihrer Intention dazu beitra- 
gen wird, mittelbare Diskriminierung im Endeffekt 
nicht Vorkommen zu lassen. Der Europäische Ge- 
richtshof hat in seiner Rechtsprechung klar einge- 
grenzte Kriterien für die sachliche Rechtfertigung 
von einer Abweichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung aufgezeigt. Hinter diesen soll 
der vorliegende Vorschlag nicht Zurückbleiben. 

Zu 2 

Die Formulierung , wesentlich höherer Anteil' ist 
dehnbar und bietet keine konkreten Anhalts- 
punkte. Sie setzt die Eingangsstufe zur mittelbaren 
Diskriminierung hoch, ohne festzulegen, wo der 
, wesentlich höhere Anteil' beginnt. Für die Defini- 
tion von mittelbarer Diskriminierung reicht es 
völlig aus^ wenn - in Verbindung mit den anderen 
Kriterien - mehr Angehörige des einen als des an- 
deren Geschlechts davon betreff en sind. " 

Aufgrund eines nach den abschließenden Beratun- 
gen im federführenden Ausschuß vorgelegten geän- 
derten Vorschlages der Kommission und daraufhin 
erneut aufgenommenen Beratungen in der Gruppe 
„Sozialfragen" hat der Deutsche Bundestag in seiner 
177. Sitzung am 4. Juni 1997 die Beschlußempfeh- 
lung auf Drucksache 13/7584 an die Ausschüsse zu- 
rücküberwiesen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner Sitzung am 4. Juni 1997 die 
Vorlagen zur Kenntnis genommen und den auch 
dem federführenden Ausschuß vorhegenden Antrag 
der Fraktion der SPD mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so- 
wie der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Ein Votum des Rechtsausschusses lag aus zeithchen 
Gründen nicht vor. Der Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung hat die Vorlagen gutachüich beraten. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlagen (Rats- 
dok. 8060/97 imd 8542/97) in seiner 61. Sitzung am 
4. Juni 1997 abschheßend beraten und mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei einer 
Enthaltung aus den Reihen der Fraktion der SPD vor- 
stehend abgedruckte Beschlußempfehlung beschlos- 
sen. 
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Keine Mehrheit fand der folgende Antrag der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

„Der am 17, Juli 1996 vorgestellte Vorschlag der 
EU-Kommission für eine Richtlinie des Rates zur 
Beweislast bei geschlechtsbedingter Diskriminie- 
rung KOM(96) 340 endg, hat zum Ziel, die recht- 
liche Position eines Diskriminierungsopfers ent- 
scheidend zu verbessern. 

Das Europäische Parlament hat den Richtlinienvor- 
schlag der Kommission beraten und eine Stellung- 
nahme hierzu am 10. April 1997 abgegeben. 

Die Kommission unterbreitete nach Stellungnahme 
durch das Europäische Parlament einen zweiten 
Richtlinienvorschlag. 

Der Bundestag wolle beschließen, die Bundes- 
regierung aufzufordern, 

a) bei den Beratungen über einen gemeinsamen 
Standpunkt des Rates am 12. Juni 1997 zur Be- 
weislastrichtlirüe sicherzustellen, daß folgende 
Punkte des 2. Kommissionsvorschlages in den 
gemeinsamen Standpunkt aufgenommen wer- 
den: 

- die Definition der mittelbaren Diskriminie- 
rung, die auch eine Bezugnahme auf den 
Ehe- und Familienstand beinhaltet (Artikel 2)-, 

- der Verweis auf den Anwendungsbereich, 
insbesondere auf die Richtlinie 96f34/EG 
über den Elternurlaub (Artikel 3); 

~ die Möglichkeit für das Diskriminierungs- 
opfer, eine oder mehrere Tatsachen Vorbrin- 
gen zu können, die auf den Anschein einer 
geschlechtsbedingten unmittelbaren und 
mittelbaren Diskriminierung schließen lassen 
(Artikel 4); 

- die Bedingung, daß nach Durchführung der 
Richtlinie weiter positive Maßnahmen mög- 
lich sind (Artikel 7); 

- die Verkürzung der Umsetzung sfrist und die 
Berichtspflicht, um u. a. der Kommission die 
Ausarbeitung eines Berichts an den Rat und 
das Europäische Parlament im Abstand von 
jeweils drei Jahren zu ermöglichen (Artikel 8); 

b) in den Beratungen für einen gemeinsamen 
Standpunkt des Rates am 12. Juni 1997 zur Be- 
weislastrichtlinie die Vorschläge des Euro- 
päischen Parlaments zu Artikel 4 und 5 aufzu- 
nehmen. " 


IL 

Der Richtlinienvorschlag in den Fassungen der Rats- 
dok. 5122/97, 7014/97 sah unter Berücksichtigung 
der auf der Ratstagung am 2. Dezember 1996 erziel- 
ten Ergebnisse u.a. eine Modifizierung der Beweis- 
last zugunsten der Arbeitnehmer sowie eine Defini- 
tion der mittelbaren Diskriminierung vor. Dadurch 
soll die Beweislage zugunsten von Personen, die Op- 
fer einer geschlechtsbedingten Diskriminierung ge- 
worden sind, verbessert werden. 


Die in Artikel 4 vorgesehene Beweislastverteilung 
entspräche nach dem nunmehr im Rat gefundenen 
Kompromiß der Beweislastverteilung in § 61 1 a Abs. 1 
Satz 3 BGB. Danach ist vorgesehen, daß die be- 
schwerte Person vor einem Gericht oder einer ande- 
ren zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft zu 
machen hat, die eine geschlechtsbedingte Diskrimi- 
nierung vermuten lassen. Der Beklagte hat dann zu 
beweisen, daß keine Verletzung des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes Vorgelegen hat. 

Artikel 5 des Kommissionsvorschlages hatte vorgese- 
hen, daß die Gerichte und andere zuständige Stellen 
Maßnahmen anordnen können, die eine zweckmä- 
ßige Untersuchung aller Beschwerden wegen Diskri- 
minierung gewährleisten (Untersuchungsgrundsatz). 
Weiterhin war die Gewähnmg eines uneinge- 
schränkten Auskunftsanspruchs über diejenigen 
Informationen, die die Partei zur Geltendmachung 
ihrer Rechte benötigt, beabsichtigt. Diese Regelun- 
gen sind im Vorschlag des Rates gestrichen. 

Artikel 2 Abs. 2 sieht eine Begriffsbestimmung der 
mittelbaren Diskriminierung vor. Die Kommission be- 
gründet diese Absicht damit, daß die Situation in den 
Mitghedstaaten uneinheitlich sei. Der Europäische 
Gerichtshof hat in Urteüen den Begriff der mittelba- 
ren Diskriminierung näher bestimmt und jegliche 
Form der Diskriminierung untersagt. 

Das Emopäische Parlament hat in seiner am 10. April 
1997 verabschiedeten Stellungnahme in vielen Punk- 
ten den ursprünglichen Kommissionsvorschlag unter- 
stützt und sich gegen Texte gewehrt, die einen Rück- 
schritt gegenüber der Rechtsprechung des Euro- 
päischen Gerichtshofs bedeuteten. Seitens des Euro- 
päischen Parlaments wird vor allem die Inbezugnah- 
me der sozialversicherungsrechtüchen Richtlinien (in 
Erwägung 10 und Artikel 3 Abs. 1 a) großes Gewicht 
beigemessen. Gleiches gilt für die Definition der mit- 
telbaren Diskriminierung (Erwägung 15 und Artikel 2 
Abs. 2), deren ausführliche Formulierung im Hinblick 
aiif die EuGH-Rechtsprechung für wichtig gehalten 
wird. Daneben befürwortet das Emopäische Parla- 
ment eine Aufnahme der Bezugnahmeklausel auf 
den Ehe- und Familienstand in die Definition des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes in Artikel 2 Abs. 1. 
Hinsichtlich Artikel 4 unterstützt das Europäische 
Parlament mit nur geringen Änderungen den ur- 
sprünglichen Kommissionsvorschlag und damit eine 
volle Umkehr der Beweislast auf den Arbeitgeber. 
Des weiteren wünscht das Europäische Parlament 
die Aufnahme der „Unterlassung der Durchführung 
positiver Maßnahmen" in den Text des Artikels 7. 
Zudem wird eine Verkürzung der Umsetzungsfrist 
um ein Jahr (Artikel 8) angestrebt, imd neben der 
Unterstützung des ursprünglichen Kommissionsvor- 
schlages hinsichtlich der Bezugnahme in den „erlas- 
senen Vorschriften" hält das Europäische Parlament 
auch eine Übemüttlungspflicht der Mitgliedstaaten 
hinsichtiich der einzelnen Fortschritte für notwendig. 

Aiifgrund der Stellungnahme des Europäischen Par- 
laments hat die Kommission mit Ratsdok. 8060/97 
Ende April 1997 einen geänderten Vorschlag vorge- 
legt. 
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Zum geänderten Vorschlag der Kommission hat die 
Bundesregierung mitgeteiltf daß dieser von Deutsch- 
land im Gegensatz zu dem bisher erreichten Kompro- 
miß in der Fassung des Ratsdok. 7014/97 SOG 61 
nicht in allen Pimkten mitgetragen werden kann. 
Zwar seien die bisherigen Bedenken bezüglich der 
Einfühnmg eines Untersuchxmgsgrundes imd eines 
Auskunftsanspruches ausgeräumt, jedoch seien 
andere bereits ausgeräumte Bedenken wieder auf- 
gelebt, 

Bedenken bestanden für sie wegen 

- der geänderten Begiiffsbestimmimg der nuttel- 
baren Diskriminierung; 

- der Bezugnahme auf Ehe- imd Familienstand in 
Artikel 2 Abs. 1, da es sich nicht um Geschlechts- 
merkmale handelt; 

- der Beweislastumkehr in Artikel 4. Insofern muß 
grundsätzhch an der Beweislastverteilung, wie sie 
im Ratsdok. 7014/97 SOG 61 enthalten ist, festge- 
halten werden; 

- der Aufnahme „positive Maßnahmen" (= materiel- 
les Recht) in eine verfahrensrechtiiche Richtlinie 
(vgl. Artikel 7); 

- der Verkürzimg der Umsetzungsfrist (Artikel 8 
Abs. 1) und 

- der Berichtspflicht in Artikel 8 Abs. 3 im Hinblick 
auf Bestrebimgen zur Entbürokratisienmg und 
Deregulierung. 

Die Bimdesregierung hätte es begrüßt, wenn der in 
Ratsdok. 7014/97 gefundene Kompromiß verabschie- 
det worden wäre, wollte sich aber Gesprächen über 
Lösimgen, die die Position des Europäischen Parla- 
ments einbeziehen, nicht verschließen. 

Unterdessen hat die Gruppe „Sozialfragen" mit Blick 
auf den am 12. Juni 1997 tagenden Rat (Arbeit und 
Soziales) nach Beratimgen am 30. April, 7. Mai und 
22. Mai 1997 einen neuen Kompromißvorschlag erar- 
beitet (Ratsdok. 8542/97 SOG 127). 

Das aktuelle Ratsdok. 8542/97 SOG 127 enthält die 
Verhandlimgsergebnisse aus der Sitzimg der Gruppe 
„Sozialfragen" vom 22. Mai 1997. Gegenüber der 
Fassimg des Ratsdok. 7014/97 SOG 61 haben sich fol- 
gende Andenmgen ergeben: 

- Artikel 2 Abs. 2 hat folgende Fassung erhalten: 

„hn Sinne des in Absatz 1 genannten Gleichbe- 
handlungsgrundsatzes liegt eine mittelbare Dis- 
kriminienmg vor, wenn dem Anschein nach neu- 
trale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren einen 
wesenthch höheren Anteil der Angehörigen eines 
Geschlechts benachteiligen, es sei denn, die be- 
treffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren 
sind angemessen und notwendig imd sind durch 
nicht auf das Geschlecht bezogene sachliche 
Gründe gerechtfertigt." 

- In Artikel 3 Abs. 1 bleibt der bisherige Text erhal- 
ten. Zusätzlich wurde eine Erklärung des Inhalts 
aufgenommen, daß die Kommission im Rahmen 
ihrer Berichtspflichten nach Artikel 5 auch die 
Frage des Anwendungsbereichs überprüft. 


- Artikel 4 Abs. 3, Erwägungsgrund 14 und 15: Der 
bisherige Text bleibt erhalten. Insbesondere wird 
Artikel 4 Abs. 3 nicht als Absatz 3 an Artikel 3 
angehängt. Es wird ein Erwägungsgrund 14 a auf- 
genommen, der sinngemäß wie folgt lautet: 

„Es ist notwendig, den Besonderheiten der Rechts- 
systeme bestimmter Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen. " 

- Der Erwägungsgrund 15 wird sinngemäß wie folgt 
neu gefaßt: 

Im Kontext von Artikel 4 Abs. 3 sind „die ange- 
sprochenen Verfahren diejenigen, in denen die 
geschädigte Person nicht die Beweise erbringen 
muß, weil die Ermittlungen dem Gericht oder 
einer anderen zuständigen Stelle obüegen " . 

- Artikel 8 (= Artikel 7 in Ratsdok. 077014/97 SOG 61) 
Das Datiun 1. Januar 2001 bleibt erhalten. 

- Es wird ein Absatz 3 mit folgender Formuüerung 
eingefügt: 

„Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
spätestens zwei Jahre nach Durchführung dieser 
Richtlinie alle zweckdienlichen Angaben, damit 
die Kommission für den Rat und das Europäische 
Parlament einen Bericht über die Anwendung die- 
ser Richtlinie erstellen kann. " 


111 . 

Beratung des Ratsdok. 5122/97 am 19. März 1997 

Die Mitglieder der Fraktionen der GDU/GSU und 
F.D.P. werteten den nunmehr im Rat gefundenen 
Kompromiß als einen Fortschritt. Sie begrüßten, daß 
dadurch eine Übereinstimmung mit deutschen 
Rechtsgrundsätzen habe erreicht werden können. 
Die Haltung der Bundesregierung bei den Verhand- 
lungen werde von ihnen voll unterstützt. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD kritisierten, daß 
der Vorschlag des Rates deutlich hinter den Richt- 
linienvorschlag der Kommission zurückgehe. Was 
der Rat zur Umkehr der Beweislast vorsehe, sei kei- 
nesfalls ausreichend. Sie plädierten für eine Verab- 
schiedimg einer Richtlinie in der Fassung des Kom- 
nüssionsvorschlages und forderten die Bundesregie- 
nmg auf, den Kompromißvorschlag des Rates abzu- 
lehnen. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN sahen ebenfalls Fortschritte bei der prozessua- 
len Beweislastverteilung zugunsten von Diskrimi- 
nierten. Auch die vorgesehenen Regelungen hin- 
sichtlich der mittelbaren Diskriminierung stellten für 
Frauen in jedem Fall eine Erleichterung und einen 
großen Fortschritt dar. Bei grundsätzlich positiver 
Haltung zur Vorlage des Rates, seien doch die im 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor- 
geschlagenen Konkretisienmgen vorzunehmen. 

Die Mitgüeder der Gruppe der PDS teilten die Auf- 
fassung der Mitglieder der Fraktion der SPD, hoff- 
ten aber, daß wenigstens die von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN geforderten Verbesse- 
rungen möglich würden. 
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Beratung der Ratsdok. 8060/97 und 8542/97 
am 4. Juni 1997 

Die Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. sprachen sich für den von ihnen vorgelegten 
Antrag auSp in dem die neue Begriff sbestimmimg der 
mittelbaren Diskriminienmg begrüßt wird. Sie unter^ 
stützten die Haltung der Bundesregierung in der 
Frage der Ablehnung der Beweislastumkehr sowie 
des ursprünglich von der Kommission vorgesehenen 
Untersuchimgsgrundsatzes imd der Auskunftspflich- 
ten. Sie kritisierten den Beratungsablauf in Brüssel 
und bemängelten nachdrücklich mit Zustimmung 
der übrigen Fraktionen, daß sie über Vorlagen zu be- 
raten hätten, die nur in französischer Sprache vor- 
lägen. Sie appellierten an die Bimdesregienmg, sich 
dafür einzusetzen, der Amtssprache Deutsch inner- 
halb der EU Geltmig zu verschaffen. 

Auch die Mitglieder der Fraktion der SPD kritisierten 
den Verfahrensablauf innerhalb der EU als Ärgenüs. 
Die teilweise Übernahme von Ändenmgswünschen 
des Europäischen Parlamentes sei begrüßenswert. 


Bonn, den 4. Juni 1997 


insbesondere die Präzisierungswünsche hinsichtiich 
der Defiiütion des Gleichbehandlimgsgnmdsatzes, 
hinsichtlich der mittelbaren \md unmittelbaren Dis- 
kriminierxmg imd bez. der Verkürzimg der Umset- 
zimgspflicht. 

Negativ sei jedoch, daß im nunmehr vom Rat vorge- 
sehenen Kompromiß die Artikel 4b imd 4c sowie der 
Artikel 5 wegfielen. Durch das Fehlen der Verfah- 
rensregelungen mangele es der Richtlinie an Sub- 
stanz. Der vorgelegte Antrag plädiere im Kern dafür, 
die im ursprünglichen Kommissionsvorschlag vorge- 
sehenen Regelungen zu erhalten. 

Die Mitgheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN bekräftigten ebenfalls, daß der Artikel 5 blei- 
ben solle. Die erweiterte Defirütion der mittelbaren 
Diskrimiiüerimg weiche von ihrer Forderung ab. Ihre 
sonstigen Forderungen seien im vorgelegten Antrag 
enthalten. 

Die Mitgheder der Gruppe der PDS signalisierten Zu- 
stimmung zum Antrag der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 


Dr. Marliese Dobberthien 

Ilse Falk 

Rita Griefihaber 

Berichterstatterin 

Berichterstatterin 

Berichterstatterin 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Heidemarie Lüth 


Berichterstatterin 

Berichterstatterin 
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Anlage 1 
8060/97 

Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Beweislast in FäUen 
geschlechtsbedingter Diskriminierung 

VORSCHLAGDERKOMMISSON GEÄNDERTER VORSCHLAG DER 

KOMMISSION 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION, UNION, 

gestützt auf das Abkommen über die 
Sozialpolitik im Anhang des Protokolls 
(Nr. 14) über die Soaalpolitik im Anhang 
des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft, insbesondere 
auf Anikel 2 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission,^” , 

nach Stellungnahme -des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses® 

in Anwendung des Verfahrens gemäß 
Artikel 189 c, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

(1) Ausgehend von dem Protokoll über 

die Sozialpolitik im Anhang des 
Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Geraein'*chaft haben die 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs 

Großbritannien und Nordirland 
(nachstehend Mitgliedstaaten 

genannt) in dem Wunsch, die 
Sozialcharta von 1989 umzcsetzen, 
ein Abkommen über die Sozialpolitik 
geschlossen, 

(2) In der Gemeinschaftscharta der 
' ozialen Grundrechte der 

abeitnehmer wird die Bedeutung des 
Kampfes gegen jede Form der 
Diskriminierung, einschließlich der 
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Diskriminierung auf^nd von 
Geschlecht, Hautferbe, Rasse, 

Meinung oder Glauben, unterstrichen. 

Am 13. Dezember 1995 nahm die 
Kommission eine Mitteilung^*^ über 
Rassismus, Freradenfeindlichkeit und 
Antisemitismus an. 

(3) Artikel 16 der Gemeinschaftscharta 

Jer sorialen Grundrechte der 
Arbeitnehmer über die 

Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen sieht unter anderem vor, daß 
überall don, wo dies erforderlich ist, 
die Maßnahmen zu verstärken sind, 
mit denen die Verwirkhehung der 
Gleichheit von Männern und Frauen, 
vor allem im Hinblick auf den Zugang 
zu Beschäftigung, Arbeitsentgelt, 
sozialen Schutz, allgemeine und 
berufliche Bildung sowie den 
beruflichen Aufstieg, sichergestellt 
wird. 

(4) Der Rat konnte trotz des 
Einvernehmens der überwiegenden 
Mehrheit der Ivlitgiiedstaaten nicht 
über den Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates zur Beweislast im Bereich 
des gleichen Entgelts und der 
Gleichbehandlung von Frauen und 
Märmem*^^ beschließen, 

(5) Das Europäische Parlament forderte 
die Kommission in sdner 
Entschließung zum Weißbuch über 
die europäische Sozialpolitik^^ im 
Januar 1994 auf, eine entsprechende 
Pichtlinie vorzulegen. 

(6) Die Kommission hat die Sozialpartner 
auf Gemeinschaftsebene gemäß 
Artikel 3 Absatz 2 des Abkommens 
über die Sozialpolitik über die 
mögliche Ausrichtung einer 
Gemeinschaftsmaßnahme zur Rege- 
lung der Beweislast in Fällen 
geschlechtsbedingter Diskrimiiüe- 
rungen konsultiert. 


‘'>KOM(95)653endg. 

® ABI. Nr. C 176. 5.7.1988, S. 5 
ABI. Nr. C 43, 20.5.1995, S. 63 
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(7) Da die Kommission nach dieser 

Anhörung die Auf&ssung vertrat, daß 
eine Gemeinschaflsmaßnahme 

v^iinschenswert war, hörte sie die 
“oaalpartner emei:i :um Inhdt des 
vorgesehenen Vorschiags gemäß 
Artikels Absatz 3 des Abkommens 
über die Soaaipolitik, und die 
Sozialpartner haben ihre Stellung^ 
nähme abgegeben. 

(8) Nach Abschluß dieser zweiten 
Anhörung haben die Sozialpartner 
der Kommission nicht mitgeteilt, daß 
sie das Verfahren nach Artikel 4 des 
Abkommens über die Sozialpolitik, 
das zum Abschluß einer Verein- 
barung fuhren kann, einleiten 
möchten. 

(9) Gemäß Artikel 1 des Abkommens 
haben die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten das Ziei, die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen zu veibes- 
sem. Die praktische Umsetzung des 
Grundsatzes der Gleichbehaudlung 
von Mäimem und Frauen trägt zur 
Verwirklichung dieses Ziels bei. 

(10) Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist 
niedergelegt in Artif.el 1 19 EG- 
v'ertrag und Richtlinie 75/117/EWG 
des Rates über den Grundsatz des 
gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen sowie in der Richtlinie 
76/207/EWG des Rates über den 
gleichen Zugang zur Beschäftigung, 
zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug 
auf die Arbeitsbedingungen, der 
Richtlinie 86/613/EWG des Rates 
über die Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen, die eine 
selbständige Erwerbstätigkeit - auch 
in der Landwirtschaft - ausüben, 
iovne über den Mutterschutz, der 
Richtlinie TO/T/EWG des Rates über 


(10) Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist 
niedergelegt in Artikel 119 EG- 
Vertrag und Richtlinie 75/117/EWO 
des Rates über den Grundsatz des 
gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen^*’ sowie in der Richtlinie 
76/207/EWG des Rates über den 
gleichen Zugang zur Beschäftigung, 
zur Berufsbildung und zum 
beruflichen Aufstieg sowie in bezug 
auf die Arbeitsbedingungen®, der 
Richtlinie 86/613/EWG des Rates 
über die Gleichbehandlung von 
Märmem und Frauen, die dne 
selbständige Erwerbstätigkeit - auch 
in der Landwirtschaft - ausüben, 
sowie über den Mutterschutz®, der 
Richtlinie 79/7/EWG des Rates über 


ABI. Nr. L 45.19.2.1975, S. 19 
® ABI. Nr. L 39, 14.2.1976. S. 40 
ABI. Nr. L 359, 19.2.1986, S. 56 
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die soziale Sicherheit und der 
Richtlinie 86/378/EWG des Rates 
über die betrieblichen Systeme der 
sozialen Sicherhdt. 


(11) Die Richtlinie 92/85/EWG des Rates 

über Sicherheit und 

Gesundheitsschutz von schwangeren 
Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen 
und stillenden^*^ Arbeitnehmerinnen 
am Arbeitsplatz leistet ebenfalls einen 
Beitrag zur Erreichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen. Diese 
Richtlinie darf den Zielen der 

.obengenannten Richtlinien zum 

Thema Gleichberechtigung nicht 
zuwiderlaufen. D;c üi den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie 

eilenden Arbeitnehmerinnen müssen 
ebenfalls in den Genü0 
Bestimmungen zur Änderung der 
Beweislast kommen. 

(12) Zur praktischen Umsetzung des in 
diesen Rechtsakten festgeschriebenen 
Gleichheitsgrundsatzes müssen in 
bezug auf die emzuwendenden 
Verfahren und die vor den nationalen 
Gerichten oder anderen zuständigen 
Stellen zu erbringenden Beweise 
zusätzliche Maßnahme r. ergriffen 
werden.; 

(13) Den Klageparteien stünde kein 
wirksames Mittel zur Verfügung, um 
die Einhaltung des Gleichheitsgrund- 
satzes vor den nationalen Gerichten 
durchzusetzen, wenn der Nachweis 
des Anscheins einer Diskriminierung 
nicht dazu fuhren würde, der 


N® L 348, 28.1 1.1992, p.i 


die sodale Sicherhdt^*^ der Richtlinie 
86/378/EWG des Rates über die 
betrieblichen Systeme der soaalen 
Sicherheit^*^ und der Richtlinie 
96/34/EG des Rates zu der von 
UNICE, CEEP und EGB 
geschlossenen Rahmenvereinbaning 
über Eltemurlaub 


ABI. Nr. L 6, 10.1.1979, S. 24 
ABI. Nr. L 225, 12.8.1986.' S. 4p. geändert 
durch die Richdinie 96/S>7/EC vom 20.12.1996, 
ABI. Nr.L 46 vom 17.2.97. S. 20 
ABI. Nr. L 145, 19.6.1996, S. 4 
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jeweiligen beklagten Partei die 
Beweislast dafür au£nierlegen, daß 
ihre Vorgehensweise in Wirklichkeit 
nicht diskrinünierend ist. 

(14) Der EuGH hat entschieden^'^ daß 
eine Beweislastverteilung geboten ist, 
wenn der Anschein einer 
Piskriminieiung besteht, und daß in 
diesen Fällen zur wirksamen 
Umsetzung des Gleichheitsgrund- 
satzes eine Verlagerung der 
lleweislast auf die beklagte Partei 
erforderlich ist. 

(15) '>a eine Diskriminierung im Falle 
einer mittelbare:! Dlsluiminieiung 
noch schwieriger zu beweisen ist, ist 
es von Bedeutung, deren Begriffs- 
bestimmung zu präzisieren. 


(16*|Da das Ziel der Beweisiastverteiiung 
in den Mitglied.staaten nicht 
.ausreichend erreicht wird, ist es 
gemäß dem Subsidiaritätsprinzip und 
dem Grundsau der Verhältnismäßig- 
keit nach Artikel 3 b EG-Vertrag 
geboten, es auf Gemeinschaftsebene 
zu verfolgen. Diese Richtlinie 
beschränkt sich auf das Erforderliche 
und geht rücht über das zu diesem 
Zweck erforderliche Maß hinaus. 


(15) Da eine Diskriminierung im Falle 
einer mittelbaren Diskriminierung 
noch schwieriger zu beweisen und 
das Konzept nicht in das 
einzelstaatliche Recht aller Mitglied- 
staaten integriert ist, ist es von 
Bedeutung, deren Begriffsbestim- 
mung zu präzisieren und Kriterien 
festzulegen, anhand derer festgesteUt 
werden kann, ob mittelbare 
Diskriminierung vorliegt oder nicht. 

(16) Da das Zid der Sicherstellung einer 
angemessenen Beweislastverteilung in 
den Mitgliedstaaten lücht ausreichend 
erreicht wurde, ist es gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip und dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
nach Artikel 3 b EG-Vertrag geboten, 
es auf Geraeinschaftsebene zu 
verfolgen. Diese Richtlinie beschränkt 
sich auf das Erforderliche und geht 
nicht über das zu diesem Zweck 
erforderliche Maß hinaus. 


Rechtssache C-109/88. Danjbss, Urteil vom 
17.10.1989 Slg. 1989. S. 3199, (Randnuinmcr 16); 
Rechtssache C-138/86, Kommission gegen Frankreich, 
Urteil vom 30.6.1988, Slg. 1988, S. 3559. 

(Randnummer 27); Rechtssache C*127/92 Enderby gegen 
Frenchay Health Auihority, Urteil vom 27.10.1993, 

Slg. 1993, S. 1-5535. Randnummem 13 und 14; 
Rechtssache C-400/93, Royal Copenhagen, Urteil vom 
31.5.1995, Slg. 1995. S. 1-1275, Randnummer 24. 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE 
ERLASSEN: 


Ab rhnitt I: AUgemÄiae Vorschriften 


Artikel 1 
Gegenstand 

Diese Richtlinie bezweckt, eine 
wirksamere Durchführung der 
Maßnahmen zu garantieren, die von den 
Mitgliedstaaten gemäß dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung getroffen werden, 
damit alle Personen, die sich wegen 
Nichtanwendung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung für beschwert halten, 
ihre Rechte nach etwaiger Befassung 
anderer zuständiger Stellen gerichtlich 
geltend machen können. 

Artikel 2 
Definition 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz im Sinne 
dieser Richtlinie ist das Fehler einer 
unmittelbaren oder mittelbaren 
Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, insbesondere unter 
Bezugnahme auf den Ehe- oder 
Familienstand. 

Im Smne des in Absatz 1 genannten 
Gleichbehandlungsgrundsatzes liegt eine 
mittelbare Diskriminierung vor, wenn eine 
Vorschrift, ein Kriterium oder ein 
Verfahren,, die ihrem Anschein nach 
neutral sind, insbesondere durch 
Bezugnahme auf den Ehe- oder 
Familienstand wesentlich mehr Personen 
eines. Geschlechts betrifft, sofern das mit 
der Anwendung dieser Vorschrift, dieses 
Kriteriums oder dieses Verfahrens 
verfolgte Ziel nicht sachlich gerechtfertigt 
ist und die zur Erreichung des Ziels 
eingf^tzten Mittel mgemessen und 
notwendig sind. 


Artikel 2 
Definition 

Der Gleichbehandlungsgrundsatz im Sinne 
dieser Richtlinie ist das Fehlen einer 
unmittelbaren oder mittelbaren 
Diskriminierung au^rund des 
Geschlechts, u. a. unter Bezugnahme auf 
den Ehe- oder Familienstand. 


Im Sinne des in Absatz 1 genannten 
Gleichbehandlungsgrundsatzes liegt dne 
mittelbare Diskriminiemng vor, wenn eine 
Vorschrift, ein Kriterium oder ein 
Verfahren, die ihrem Anschdn nach 
neutral sind, u. a. durch Bezugnahme auf 
den Ehe- oder Familienstand 
verhältnismäßig mehr Personen eines 
Geschlechts benachteiligen, es sei denn, 
das verfolgte Ziel entspricht einem echten 
Bedarf des Unternehmens oder 
notwendigen Vorgaben der Sorialpoliuk 
eines Mitgliedstaats steht in keinem 
Zusammenhang mit der Geschlechts- 
zugehörigkeit und ist als soldies sachlich 
gerechtfertigt und die zur Erreichung des 
Ziels eingesetzten Mittel sind angemessen 
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und notwendig. 


Artikel 3 

Anwendungsbereich 

1. Diese Richtlinie ündei Anwendung 
auf: 

(a) von folgenden Rechtsalcten der 

Gemeinschaft abgedeckte 

Situationen: Artikel 119 EG-Vertrag 
und die Richtlinien 75/117/EWG, 
76/207/EWG, 79/7/EWG, 

86/378/EWG, 86/613/EWG und 

92/85/EWG; 

(b) alle Situationen, die von 
gemeinschaftlichen Rechtsakten, die 
künftig in bezug auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz erlassen 
werden und eine Anwendung dieser 
.Richtlinie nicht ausdrücklich 
ausschließen, abgedeckt werden; 

(c) alle nach innerstaatlichem Recht m 
Anwendung der in den Buchstaben a 
und b angeführten Vorschriften 
vorgesehenen avil- und 
verwaltungsrechtlichen Redits- 
behelfsver&hren im öfiTentlichen und 
privaten Sektor. 

2. Diese Richtlinie ^t nicht für 
Straft erfahren, sofern die Mitgliedstaaten 
kdne entsprechenden Vorschriften 
erlassen. 


Abschnitt II: Besondere Vorschriften 

Artikel 4 
Beweislast 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen gemäß 
ihren . nationalen Rechtssystemen die 
erforderlichen Maßnahmen: 

(a) dann, wenn Personen, die sich durch 
die Verletzung des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes für beschwcii 


Artikels 

Anwendungsbereich 

1. Diese Richtlinie findet Anwendung 
auf: 

(a) von folgenden Rechtsakten der 
Gemeinschaft abgedeckte 

Situationen: Artikel 119 EG-Vertrag 
und die Richtlinien 75/117/EWG, 
76/207/EWG, 79/7/EWG, 

86/378/EWG, 86/613/EWG, 

92/85/EWG und 96/34/EG; 


Abschnitt II: Besondere Vorschriften 

Artikel 4 
Beweislast 

1. Die Mitgliedstaaten ergrdfen gemäß 
ihren nationalen Reohtssystemen die 
erforderlichen Maßnahmen; 

(a) d^n, wenn Personen, die sich durch 
die in Artikel 2 definierte Verletzung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
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halten, vor einem Gericht oder einer 
anderen zuständigen Stelle Tatsachen 
Vorbringen, die auf den Anschdn 
einer geschlechtsbedingten Diskrimi- 
nierung schließen lassen, es dem 
Beklagten obliegt zu beweisen, daß 
keine Verletzung des Gleichbehand- 
lungsgrundsatzes Vorgelegen hat. 
Verbleibende Zweifel gehen zu 
Lasten des Beklagten; 

(b) damit in den unter Buchstabe a) 
aul^efuhrten Fällen der beklagten 
Partei die Beweislast obliegt, daß die 
dem Anschein nach vorliegende 
Diskrinünierung aus sachlichen 
Gründen erfolgt, die keine 
Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts bewirken sollen; 

(c) damit die klagende Partei in ihrem 
Antrag nicht den Beweis eines 
Verstoßes erbringen muß, um die 
Verletzung des Verbotes geschlechts- 
'rdingter Diskriminierungen nachzu- 
weisen; 

2. Diese Richtlinie berührt nicht das Recht 
der Mitgliedstaaten, eine für die klagende 
Partei günstigere Beweislastregelung 
vorzusehen. 


für beschwert halten, vor einem 
Gericht oder einer anderen 
zuständigen Stelle dne oder mehrere 
Tatsachen verbringen, die auf den 
Anschein einer geschlechtsbedingten 
unmittelbaren oder rmttelbaren 
Diskriimnierung schließen lassen, es 
dem Beklagten obliegt zu bewdsen, 
daß keine Verletzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes Vor- 
gelegen hat. Verbleibende Zwdfel 
gehen zu Lasten des Beklagten; 


(c) entföllt 


Artikel 5 
Verfahren 

Die Mitgliedstaaten führen in ihren 
Rechtsordnungen Maßnahmen ein, durch 
die sichergestellt wird, daß 

(a) die Gerichte und anderen zuständigen 
Stellen Maßnahmen anordnen köimen, 
die eine zweckdienliche Untersuchung 
aller Beschwerden wegen 
Diskriminierung gewährleisten; 

(b) den Partden des Streitverfahrens alle 
zur Geltendmachung ihrer Rechte 
erforderlichen Auskünfte erteik 
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werden, die im Besitz dner der beiden 
Paneien sind oder ihnen ohne 
unangemessenen Aufwand zugänglich 
sind. Die Parteien müssen nur solche 
Informationen ofi'enlegen, die ihre 
jeweiligen Interessen recht aus 
Gründen, die mit dem Rechtsstreit in 
keinem Zusammenhang stehen, 
erheblich schädigen. 

Abschnitt HI: SchluQvorschriften 

Artikel 6 
Information 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
daß die in Anwendung dieser Richtlinie 
ergehenden Maßnahmen sowie die bereits 
geltenden einschlägigen Vorschriften allen 
Betroffenen in jeder geeigneten Form, 
beispielsweise in den Betrieben, 
bekanntgeraacht werden. 

Artikel 7 

Kein Rückschritt 

Die Durchführung der Richtlinie 
rechtfertigt in keinem Fall eine 
Beeinträchtigung des allgemeinen 
Schutzniveaus der Arbeitnehmer in dem 
von ihr abgedeckten Bereich. Das Recht 
der Mitgliedstaaten, unter Einhaltung der 
Mindestvorschriften dieser Richtlinie 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen oder vertragliche Regelungen zu 
treffen, die sich von denen unterscheiden, 
die zum Zeitpunkt des Erlasses der 
Richtlinie in Kraft waren, bleibt unberührt. 


Artikels 

Durchführung 

Die Mitgliedstaaten erlassen die 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften. um dieser Richtlinie bis zum 
1. Januar 2001 nachzukommen. Sie 
untenrichteh die Kommission hiervon 


Artikel 7 

Kein Rückschritt 

Durchführung der Richtlinie 
rechtfertigt in keinem Fall die 
Unterlassung der Durchführung positiver 
Maßnahmen oder eine Beeinträchtigung 
des allgem^en Schutzniveaus der 
Arbeitnehmer in dem von ihr abgedeckten 
Bereich. Das Recht der Mitgliedstaaten, 
unter Einhaltung der Mindestvorschriften 
dieser Richtlinie Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zu erlassen oder 
vertragliche Regelungen zu treffen, die 
sich von denen unterscheiden, die zum 
Zeitpunkt des Erlasses der Richtlinie in 
Kraft waren, bleibt unberührt. 

Artikel 8 
Durchführung 

Die Mitgliedstaaten erlassen die 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, um dieser Richtlinie bis zum 
1 . Januar 2000 nachzukonunen, Sic 
unterrichten die Kommission hiervon 
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unverzüglich. unverzüglich. 

In den von den Mitgliedstaaten erlassenen ln den von den Mitgliedstaaten erlassenen 
Vorschriften wird auf dis vorliegende Vorschriften wird auf die vorliegende 
Richt lini e Bezug genommen, oder sic Richtlinie Bezug genommen, oder sie 

werden mit einem entsprechenden werden mit einem entsprechenden 

Hinweis amtlich veröffentlicht. Die Hinweis amtlich veröffentlicht. Die 

Mitgüedstaaten legen die Modalitäten Mitgliedstaaten legen die Modalitäten 
dieser Bezugnahme fest. dieser Bezugnahme fest. 

Nicht später als zwei Jahre nach dem 
Zdtpun^ der Durchführung dieser 
Richtlinie und dann jeweils im Abstand 
von drei Jahren übermitteln die 
Mitgliedstaaten der Kommission 
Informationen über die Fortschritte bd 
der Durchführung dieser Richtlinie sowie 
über die Entwicklungen bei der 
Anwendung ihrer Vorschriften, um d«" 
Kommission die Ausarbeitung eines 
Berichts an der. Rat und das Europäische 
Parlament im Abstand von jeweils drei 
Jahren zu ermöglichen. 

Artikel 9 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mrtgliedstaaten 
gerichtet. 


1 ? 
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Anlage 2 


EUROPÄISCHE UNION 
DER RAT 


Brüssel, den 2. Juni 1 997 (05.06) 

(OR.en) 


Interinstitutionelles Dossier 

Nr. 96/0196 (PRT) 

8542/97 

iithcJUfBitL 


LIMITE 


SOC 127 



ÜBERMITTLUNG EINES TEXTES 

des Ausschusses der Ständigen Vertreter 

an den Rat (Arbeit und Soziales) (Tagung am 12, Juni 1997) 

Nr. Vordokument: 6632/97 SOC 52 

6633/97 SOC 53 
7014/97 SOC 61 
701 5/97S0C 62 
8060/97 SOC 101 
8196/97 SOC 110 
8197/97 SOC 111 

Nr. Kommissionsvorschlag: 9405/96 SOC 220 K0M(96) 340 endg. 

7605/97 SOC 87 KOM(97) 202 endg. . 

Betr. : Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Beweislast bei Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts 


Die Delegationen erhalten als 

Anlage I den Text des Richtlinienentwurfs in der aus den Beratungen des Ausschusses 
der Ständigen Vertreter hervorgegangenen Fassung; 

Anlage II Entwürfe von Erklärungen für das Ratsprotokoll. 

Die deutsche Delegation erhält derzeit hoch ihren Parlamentsvorbehalt zu dem Text aufrecht. 

Mehrere Delegationen haben einen sprachlichen Vorbehalt eingelegt. 
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ANLAGE I 


ENTWURF 

RICHTLINIE DES RATES 

über die Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf das Abkommen über die Sozialpolitik im Anhang zu dem dem Vertrag zur 

Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokoll {Nr. 14) über die Sozial- 
politik, insbesondere auf Artikel 2 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses ' 

gemäß dem Verfahren nach Artikel 1 89 c des EG-yertrags in Zusammenarbeit mit dem 

Europäischen Parlament *****, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1 . Ausgehend von dem Protokoll Ober die Sozialpolitik im Anhang zum Vertrag haben die 
Mitgliedstaaten mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord- 
irland (nachstehend „die Mitgliedstaaten" genannt) in dem Wunsch, die Sozialcharta von 
1989 umzusetzen, ein Abkommen über die Sozialpolitik geschlossen. 

2. Die Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer erkennt die 
Bedeutung der Bekämpfung von Diskriminierungen jeglicher Art, insbesondere aufgrund 
von Geschlecht, Hautfarbe, Rasse, Überzeugung oder Glauben, an. (•) (**) (***) 


(•) ABI. Nr. C 332 vom 7.11.1996, S. 11 und ABI. Nr. C ... 

(**) ABI. Nr. C 

(***) . Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom ... (ABI. Nr. C ...), Gemeinsamer 
Standpunkt des Rates vom ... (ABI. Nr. C ...). 
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3. Artikel 1 6 der Gemeihschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer über die 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen sieht unter anderem vor, daß „überall dort, 
wo dies erforderlich ist, die Maßnahmen zu verstärken sind, mit denen die Verwirk- 
lichung der Gleichheit von Männern und Frauen, vor allem im Hinblick auf den Zugang zu 
Beschäftigung, Arbeitsentgelt, sozialen Schutz, allgemeine und berufliche Bildung sowie 
den beruflichen Aufstieg, sichergestellt wird." 

4. Die Kommission hat die Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene gemäß Artikel 3 Absatz 2 
des Abkommens über die Sozialpolitik über die mögliche Ausrichtung einer Gemein- 
schaftsmaßnahme zur Regelung der Beweislast bei Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts konsultiert. 

5. Die Kommission hat nach dieser Anhörung eine Gemeinschaftsmaßnahme für zweck- 
mäßig gehalten und die Sozialpartner gemäß Artikel 3 Absatz 3 des Abkommens über die 
Sozialpolitik erneut zum Inhalt des in Aussicht genommenen Vorschlags gehört; die 
Sozialpartner haben ihre Stellungnahme abgegeben. 

6. Nach Abschluß dieser zweiten Anhörung haben die Sozialpartner der Kornmission nicht 
mitgeteilt, daß sie das Verfahren nach Artikel 4 des Abkommens über die Sozialpolitik, 
das zum Abschluß einer Vereinbarung führen kann, einleiten möchten. 

7. Gemäß Artikel 1 des Abkommens haben die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten das 
Ziel, die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern. Die praktische Umsetzung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Männern trägt zur Verwirklichung 
dieses Ziels bei. 
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8. Der Gleichbehandlungsgrundsatz ist niedergelegt in Artikel 119 EG-Vertrag und in der 
Richtlinie 75/1 17/EWG des Rates über den Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen sowie In der Richtlinie 76/207/EWG des Rates über den gleichen Zugang 
zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf 
die Arbeitsbedingungen ^*** (****) . 

9. Die Richtlinie 92/85/EWG des Rates über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen am 
Arbeitsplatz ^***^ trägt ebenso zur Verwirklichung der Gleichbehandlung von Frauen und 
»Männern bei. Sie soll die Wirksamkeit der obengenannten Richtlinien über die Gleich- 
behandlung nicht beeinträchtigen. Die Änderung der Regeln für die Beweislastverteilung 
sollte auch für die von der genannten Richtlinie betroffenen Arbeitnehmerinnen gelten. 

10. Die Richtlinie 96/34/EG des Rates zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen 
Rahmenvereinbarung über Elternurlaub ****** beruht ebenfalls auf dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen. 

1 1. Die Worte "gerichtlich" und "Gericht” beziehen s'ioh auf Verfahren, nach denen Streitfälle 
unabhängigen Stellen zur Prüfung und Entscheidung vorgelegt werden können, welche 
für die Parteien dieser Streitfälle bindende Beschlüsse fassen können. 


(*) ABI. Nr. L 45 vom 19.2.1975, S. 19. 

{(*) **) ABI. Nr. L 39 vom 14.2.1976, S. 40. 

(***) ABI. Nr. L 348 vom 28.11.1992, S. 1 

(****) ABI. Nr. L 145 vom 19.6.1996. S. 4. 
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12. Unter "außergerichtlichen Verfahren" sind insbesondere Verfahren wie die gütliche 
Einigung und die Vermittlung zu verstehen. 

13. Die Bewertung der Tatsachen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Diskriminierung vermuten lassen, obliegt dem einzelstaatlichen Gericht oder einer 
anderen zuständigen Stelle im Einklang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Gepflogenheiten. 

14. Es bleibt den Mitgliedstaaten überlassen, auf jeder Stufe des Verfahrens eine für die 
klagende. Partei günstigere Beweislastregelung vorzusehen. 

15. Es muß den Besonderheiten der Rechtsordnungen einiger Mitgliedstaaten Rechnung 
getragen werden. 

16. Die Mitgliedstaaten können davon absehen, die Regeln für die Beweislastverteilung auf 
Verfahren anzuwenden, in denen die Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht oder der 
zuständigen Stelle obliegt. Dies betrifft Verfahren, in denen die klagende Partei den 
Beweis des Sachverhalts, dessen Ermittlung d.em. Gericht oder der zuständigen Stelle 
obliegt, nicht anzütreten braucht. 

17. Der klagenden Partei stünde unter Umständen kein wirksames Mittel zur Verfügung, um 
die Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vor den nationalen Gerichten durch- 
zusetzen, wenn der Beweis des Anscheins einer Diskriminierung nicht dazu führte, dem 
Beklagten die Beweislast dafür aufzuerlegen, daß sein Verhalten in Wirklichkeit nicht 
diskriminierend ist. 
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18. Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften hat daher entschieden daß eine 
Änderung der Regeln für die Beweislastverteilung geboten ist, wenn der Anschein einer 
Diskriminierung besteht, und daß in solchen Fällen zur wirksamen Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes eine Verlagerung der Beweislast auf die beklagte Partei 
erforderlich ist. 

1 9. Eine mittelbare Diskriminierung ist noch schwieriger zu beweisen. Deshalb ist es wichtig, 
daß der Begriff der mittelbaren Diskriminierung definiert wird. 

20. Da eine angemessene Beweislastverlagerung nicht in allen Mitgliedstaaten zufrieden- 
stellend verwirklicht wird, ist es gemäß dem Subsidiaritätsprinzip und dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nach Artikel 3 b EG-Vertrag geboten, dieses Ziel auf Gemeinschafts- 
ebene zu verfolgen. Diese Richtlinie beschränkt sich auf die erforderlichen Mindest- 
vorschriften und geht nicht über das zu diesem Zweck notwendige Maß hinaus - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: (*) 


(*) Rechtssache C-109/88 Danfoss, Urteil vom 17.10.1989, SIg. 1989, S. 3199 {Randnum- 
mer 16), Rechtssache C-3 18/86 Kommission gegen Frankreich, Urteil vom 30.6.1988, 
SIg. 1988, S. 3559 (Randnummer 27), Rechtssache C-1 27/92 Enderby gegen Frenchay 
Health Authority. Urteil vom 27.10.1993, SIg. 1993, S. L5535 (Randnummern 13 
und 14), Rechtssache C-400/93 Royal Copenhagen. Urteil vom 31.5.1995, SIg. 1995, 

S. 1-1275 (Randnummer 24). 
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Artikel 1 

Ziel 

Mit dieser Richtlinie soll eine wirksamere Durchführung der Maßnahmen gewährleistet 
werden, die von den Mitgliedstaaten in Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
getroffen werden, damit jeder, der sich wegen Nichtanwendung des Gleichbehandlungs- 
grundsatzes für beschwert hält, seine Rechte nach etwaiger Befassung anderer zuständiger 
Stellen gerichtlich geltend machen kann. 

Artikel 2 

Definitionen 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet der Ausdruck "Gleichbehandlungsgrundsatz'', daß 
keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts erfolgen darf. 

(2) Im Sinne des in Absatz 1 genannten Gleictibehendlungsgrundsatzes liegt eine 
mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder 
Verfahren einen wesentlich höheren Anteil der Angehörigen eines Geschlechts benachteiligen, 
es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind [angemessen und 
notwendig und sind] durch nicht auf das Geschlecht bezogene sachliche Gründe gerecht- 
fertigt. 


Artikel 3 


Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie findet Anwendung auf 


(1) Siehe Bericht, Abschnitt II Nummer 1. 


24 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7819 


a) die von Artikel 1 1 9 EG-Vertrag und den Richtlinien 75/1 1 7/EWG, 76/207/EWG, 
92/85/EWG und 96/34/EG abgedeckten Situationen; 

b) zivil- und verwaltungsrechtliche Verfahren sowohl im öffentlichen als auch im privaten 
Sektor, die Rechtsbehelfe nach innerstaatlichem Recht bei der Anwendung der Vor- 
schriften gemäß Buchstabe a vorsehen, mit Ausnahme der freiwilligen oder in den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen außergerichtlichen Verfahren. 

(2) Soweit von den Mitgliedstaaten nicht anders geregelt, gilt diese Richtlinie nicht für 
Strafverfahren. 

Artikel 4 


Beweislast 


(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit dem System ihrer nationalen Gerichts- 
barkeit die erforderlichen Maßnahmen, nach denen dann, wenn Personen, die sich durch die 
Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes für^besohwert halten und bei einem Gericht 
bzw. einer anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer 
unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt zu 
beweisen, daß keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes Vorgelegen hat. 

(2) Diese Richtlinie läßt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für die klagende Partei 
günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, Absatz 1 auf Verfahren anzuwenden, in 
denen die Ermittlung des Sachverhalts dem Gericht oder einer anderen zuständigen Stelle 
obliegt. 


(2) Siehe Bericht, Abschnitt II Nummer 2. 
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Artikel 5 

Information 


Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die in Anwendung dieser Richtlinie ergehenden 
Maßnahmen sowie die bereits geltenden einschlägigen Vorschriften allen Betroffenen in 
geeigneter Form bekanntgemacht werden. 

Artikel 6 


Sicherung des Schutzniveaus 

Die Durchführung der Richtlinie rechtfertigt in keinem Fall eine Beeinträchtigung des allge* 
meinen Schutzniveaus der Arbeitnehmer in dem von ihr abgedeckten Bereich; das Recht der 
Mitgliedstaaten, als Reaktion auf eine veränderte Situation Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zu erlassen, die sich von denen unterscheiden, die zum Zeitpunkt der Bekanntgabe 
der Richtlinie in Kraft waren, bleibt unberührt, solange die Mindestvorschriften dieser 
Richtlinie eingehalten werden. 

Artikel 7 

Durchführung 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um 
dieser Richtlinie vor dem 1. Januar 2001 nachzukommen. Sie setzen die Kommission 
unverzüglich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, nehmen sie in den Vor- 
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese 
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 
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Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission spätestens zwei Jahre nach Durchführung 
dieser Richtlinie alle zweckdienlichen Angaben, damit die Kommission für den Rat und das 
Europäische Parlament einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie erstellen kann. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 

Irri Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANLAGE li 

ENTWURF 

ERKLÄRUNGEN FÜR DAS RATSPROTOKOLL 

1. zu Artikel 2 Absatz 2 

Oie deutsche Delegation erklärt: 

"Deutschland hält eine Richtlinie zur Regelung prozessualer Fragen nicht für den geeig- 
neten Standort, eine materiell-rechtliche Definition aufzunehmen. Gleichwohl werden wir 
der Richtlinie zustimmen, weil wir durch die Aufnahme einer Definition der mittelbaren 
Diskriminierung eine größere Rechtssicherheit für die Anwender erwarten. Deutschland 
ist auch der Überzeugung, daß die Definition zu mehr Klarheit führt und damit sowohl 
das verfolgte frauenpolitische Ziel der Richtlinie erreicht als auch den Voraussetzungen 
des Artikels 2 Absatz 2 Satz 2 des Abkommens über die Sozialpolitik im Hinblick auf 
Gründung und Entwicklung von kleinen und mittleren Unternehmen Rechnung getragen 
wird." 

[2. zu Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 


"Der Rat fordert die Kommission auf, in ihrem gemäß Artikel 7 vorzulegenden Bericht 
insbesondere die Frage des Geltungsbereichs der Richtlinie - namentlich im Lichte der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs - zu prüfen." 


(3) Siehe Bericht, Abschnitt III Buchstabe c. 

(4) Siehe Bericht, Abschnitt II Nummer 2. 
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2. zu Artikel 4 


Die finnische und die schwedische Del6qation erklären; 

"Finnland und Schweden hätten es vorgezogen, wenn die Richtlinie eine ausdrückliche 
Bestimmung enthalten hätte, der zufolge die Mitgliedstaaten gemäß ihren nationalen 
Systemen der Gerichtsbarkeit die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen haben, nach 
denen die klagende Partei nicht den Beweis der Diskriminierungsabsicht des Beklagten 
erbringen muß, um die Verletzung des Verbots der Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts zu beweisen." 
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